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Fabriksunternehmungen, welche, von dem Rechte des $ 108 
G. O. Gebrauch machend, der betreffenden Genoſſenſchaft nicht 
beitraten. 


1. Der Abſchluß von Lehrverträgen hat auch ſeitens 
ſolcher Fabriksunternehmungen, welche, von dem Rechte des 
$ 108 Gewerbeordnung Gebrauch machend, keiner Genoſſen— 
ſchaft beitraten, vor der Genoſſenſchaft des betreffenden 
Gewerbes ſtattzufinden. (Zu 8 99 Gewerbeordnung.) — 2. Bei 
Abſchluß derartiger mündlicher Verträge vor der Genoſſeu— 
ſchaft iſt die betreffende Fabriksunternehmung zur Eutrichtung 
der hiefür feſtgeſetzten Gebühr an die Genoſſenſchaftscaſſe 
verpflichtet, bei Abſchluß ſchriftlicher Verträge jedoch nicht. 
— 3. Zur Entrichtung der Freiſprechungsgebühr an die 
Genoſſenſchaſt iſt die einer ſolchen nicht beigetretene Fabriks— 
unternehmung nicht gehalten. 


Mit der Entſcheidung vom 6. Auguſt 1885, Z. 10.474, hat 
die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in F. ausgeſprochen, daß die Firma 
R. & R., Leinen⸗ und Damaſtwaarenfabrik in F., welche, von dem Rechte 
des § 108 Gewerbeordnung Gebrauch machend, der in F. beſtehenden 
Genoſſenſchaft der Textilgewerbe nicht beigetreten iſt, verpflichtet ſei, 
ſchriftliche Lehrverträge nach deren Abſchluß der Vorſtehung der Genoſſen⸗ 
ſchaft der Textilgewerbe in F. zur Verzeichnung im Protokollbuche 
einzuſenden. Ueber den hiegegen von der bezeichneten Firma eingebrachten 


Die Beziehungen der gewerblichen Genoſſeuſchaften zu jenen bg fir 


Recurs behob die k. k. ſchleſiſche Landesregierung unterm 10. September 


1885, Z. 9947, dieſe Entſcheidung und erkannte, „daß im Sinue des 
§ 99 Gewerbeordnung die in Rede ſtehenden Lehrverträge nicht vor 
der Genoſſenſchaftsvorſtehung, ſondern vor der Gemeindebehörde abzu— 
ſchließen, bez. dieſer zur Verzeichnung einzuſenden ſind“, und zwar aus 
nachſtehenden Gründen: „§ 99 Gewerbeordnung normirt, daß „ein 
Lehrvertrag vor der Genoſſenſchaftsvorſtehung, oder, wenn für das Ge— 
werbe keine Genoſſenſchaft beſteht, vor der Gemeindebehörde abgeſchloſſen 
werden muß.“ Die Leinen- und Damaſtwaarenerzeugung der Firma 
R. & R. in F. iſt aber eine fabriksmäßig betriebene Gewerbsunternehmung, 
deren Inhaber von dem Rechte des § 108 Gewerbeordnung Gebrauch 
gemacht haben und in die Genoſſenſchaft der Textilgewerbe nicht einge 
treten ſind, demnach beſteht für dieſes fabriksmäßig betriebene Gewerbe 
keine Genoſſenſchaft und es geht ſomit ſchon aus dem Wortlaute dieſer 
Geſetzesſtelle hervor, daß die genannte Firma die Lehrverträge nicht vor 
der Genoſſeuſchaftsvorſtehung abzuſchließen hat. Doch auch nach dem 
Zuſammenhange mit anderen Geſetzesſtellen, durch welche den Genoſſen 
ſchaften bei der Schaffung eines geordneten Lehrlingsweſens eine gewiſſe 
Ingerenz eingeräumt wird, insbeſondere mit § 102 bis § 104 Gewerbe⸗ 
ordnung kann dieſer fraglichen Beſtimmung keine andere Deutung bei— 
gelegt werden, indem in dem bezeichneten Paragraphen die Mitgliedſchaft, 
bez. Angehörigkeit zu einer Genoſſenſchaft als nothwendige Voraus— 
die Ingerenz der Genoſſenſchaft deutlich zum Ausdrucke 
gebracht iſt. Endlich entſpricht auch dem Geiſte des Gewerbegeſetzes 
eine derartige Interpretation. Da nämlich nach § 114 der Zweck der 
Genoſſenſchaft in der Pflege und Förderung der gemeinſamen gewerb 
lichen Intereſſen ihrer Mitglieder und Angehörigen, nicht 
aber Dritter, beſteht, ſo können die Befugniſſe, welche die Gewerbe— 
ordnung den Genoſſenſchaften zur Erreichung ihres Zweckes einräumt, 
nur bei jenen Perſonen in Anwendung gebracht werden, welche Mit- 
glieder, bez. Angehörige einer Genoſſenſchaft find. Die im § 99 
normirte Ingerenz der Genoſſenſchaft beim Abſchluſſe eines Lehrvertrages 
ſtellt ſich auch als ein ſolches Befugniß dar; da aber die Firma R. & R. 
kein Genoſſenſchaftsmitglied iſt, ſo erſcheint dieſe Ingerenz der Genoſſen⸗ 
ſchaft in dem vorliegenden Falle weder in dem Wirkungskreiſe, noch in 
dem Zwecke der Genoſſenſchaft gelegen und es kann demnach die genannte 
Firma nicht verhalten werden, ihre Lehrverträge vor der Geuoſſenſchafts⸗ 
vorſtehung abzuſchließen.“ 

Ueber den von der Genoſſenſchaft der Textilgewerbe dagegen im 
Sinne der aufgehobenen Entſcheidung erbrachten Miniſterialrecurs Hat 
das k. k. Handelsminiſterium unterm 18. Jänner 1886, 3. 43.138, 
die abändernde Entſcheidung der Landesregierung aus nachſtehender Er⸗ 
wägung behoben: „In Gemäßheit des § 99 der Gewerbegeſetznovelle 
muß ein mündlicher Lehrvertrag vor der Genoſſenſchaftsvorſtehung, oder, 
wenn für das Gewerbe keine Genoſſenſchaft beſteht, vor der Gemeinde⸗ 
behörde abgeſchloſſen werden. Schriftliche Lehrverträge find der Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtehung, reſp. der Gemeindebehörde einzuſenden. Da nun that⸗ 
ſächlich für das von der Firma R. & R. betriebene Gewerbe die 
Genoſſenſchaft der Textilgewerbe in F. beſteht, ſo hat der Vertrags⸗ 
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abſchluß im Sinne der citirten geſetzlichen Beſtimmung vor der Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtehung zu erfolgen.“ Das k. k. Handelsminiſterium acceptirt die 
Rechtsanſchauung der Landesregierung, welche aus dem Nichtbeitritte der 
Firma R. & R. zur Genofſenſchaft folgere: „es beſtehe für dieſes 
Gewerbe keine Genoſſenſchaft“, nicht und erſchüttert dieſelbe auch durch 
den Hinweis auf die Beſtimmungen der SS 80 d, 87, 89 und 104 
G. O., „indem das Geſetz ſelbſt in den einzelnen Fällen den Unterſchied 
zwiſchen den Fällen, wo keine Genoſſenſchaft beſteht, und jenen, wo 
ein Gewerbsunteruehmer oder ein Gewerbetreibender keiner Genoſſen— 


ſchaft angehört, präciſe zum Ausdrucke bringt. Bezüglich der von 
der k. k. Landesregierung gemachten Berufung auf § 114 des 


citirten Geſetzes wird jedoch bemerkt, daß es allerdings richtig er— 
ſcheint, daß die in dieſem Paragraphen, insbeſondere Punkte a und b 
normirte Ingerenz der Genoſſeuſchaft auf das Lehrlingsweſen ſich 
auf jene Fälle beſchränkt, wo der Lehrherr Mitglied der betreffenden 
Genoſſenſchaft iſt, daher die gegenwärtige h. o. Entſcheidung ſich 
lediglich auf die ſpecielle Vorſchrift des § 99 bezieht.“ Bevor mit der 
Jutimation dieſer Miniſterialeutſcheidung vorgegangen worden iſt, wurde 
die Aufmerkſamkeit des k. k. Handelsminiſteriums insbeſondere auch 
darauf gelenkt, daß die recurrirende Genoſſenſchaft iunsbeſondere betonte, 
daß ihr durch die Mitwirkung bei Abſchließung der Lehrverträge das 
Recht auf Einhebung der ſtatutenmäßigen Aufnahms- und Freiſprechungs⸗ 
gebühren erwachſe und diesbezüglich um eine entſcheidende Weiſung, 
bez. authentiſche Auslegung des Schlußſatzes der in Rede ſtehenden 
Miniſterialentſcheidung, aus welchem die Unangemeſſenheit des oben— 
gedachten Recursbegehrens gefolgert würde, geboten. Hierüber eröffnete 
das k. k. Handelsminiſterium unterm 4. April 1886, 3. 5796, ins— 
beſondere mit Beziehung auf den oben berührten Schlußſatz Folgendes: 
„Hiemit wurde darauf hingewieſen, daß in ſolchen Fällen die Ingerenz 
ver Genoſſenſchaft hinſichtlich der Obſorgen und der Ausbildung der 
Lehrlinge (S 114 a und b) in fabriksmäßig betriebenen Unternehmungen 
nicht eintreten können, da dieſes Recht der Genoſſeuſchaft nur bezüg⸗ 
lich ihrer Mitglieder und Angehörigen zuſteht, indem es dem Geſetze 
widerſtreiten würde, wenn der Geuoſſenſchaft das Recht zuſtünde, in den 
Etabliſſements von Gewerbsinhabern, die Nichtmitglieder der Genoſſen⸗ 
ſchaft ſind, in oberwähnter Richtung eine Controle zu üben. Zur Infor⸗ 
mation über die Motive der h. o. Entſcheidung wird der k. k. Laudes— 
regierung bemerkt, daß das Handelsminiſterium angeſichts des Wort⸗ 
lautes und des Geiſtes des § 99 einen Unterſchied erblickt zwiſchen 
jenen Fällen, wo eine Genoſſenſchaft für das betreffende Gewerbe beſteht 


und in Folge deſſen der Genoſſenſchaft eine Jngerenz auf die Lehr | 


verträge zuſteht, und jenen Fällen, welche in dem § 114 a und b 
geregelt ſind, und ſich ſelbſtverſtändlich nur auf ſolche Unternehmungen 
beziehen, deren Inhaber Mitglieder der Genoſſenſchaft ſind. Bei dieſer 
Sachlage iſt es nicht zu verkennen, daß der Einfluß der Genoſſeuſchaft 
auf das Lehrliugsweſen bei Gewerbeunternehmungen, deren Inhaber nicht 
Mitglieder der Genoſſenſchaft ſind, in der That nur einen allgemeinen 


vorſorglichen Charakter hat und den Zweck verfolgt, daß eine gewiſſe 
der abgeſchloſſenen Lehrverträge bei der 


Evidenz über den Inhalt 
Genoſſenſchaft beſteht. Mit Rückſicht hierauf wird die Frage der Gebühren⸗ 
zahlung in die Genoſſenſchaftscaſſe hienach zu beurtheilen fein, und im 
Falle des Abſchluſſes mündlicher Verträge allerdings die 
Gebühr in die Geuoſſenſchaftscaſſe zu fließen haben, 
während im Falle des Abſchluſſes ſchriftlicher Verträge dies 
nicht platzgreifen wird, weil es ſich hier blos um die Einſendung 
der Verträge an die Geuoſſenſchaft handelt. Was die Freiſprechungs— 
gebühr anbelangt, ſo beruht dieſelbe auf einer Beſtimmung des Genoſſen⸗ 
ſchaftsſtatutes, welche nur für Mitglieder und Angehörige Geltung hat, 
und es können daher Gewerbsinhaber, die nicht Mitglieder der Genoſſen— 
ſchaft ſind, zu einer Zahlung dieſer Gebühr an die Genoſſenſchaftscaſſe 
nicht verhalten werden.“ Dr. Ki. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Bei der Prüfung der thatſächlichen und rechtlichen Vorausſetzungen 
eines privatrechtlichen Anſpruches iſt der Civilrichter durchaus nicht 
darauf beſchränkt, nur privatrechtliche Normen anzuwenden und er 
hat daher auch Staatsvertrage zu würdigen, ſoweit fie eine Rechts⸗ 
nachfolge in die Verbindlichkeiten eines fremden Staates ſtatuiren. 
Das Verwaltungsverhältniß aber, in welches die öſterreichiſch⸗ 


ungariſche Monarchie durch Art. XXV des Berliner Vertrages zu | 
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den vecupirten Provinzen getreten iſt, kann nicht nach privat 
rechtlichen Normen beurtheilt werden, und deshalb find die öſter⸗ 
reichiſchen Gerichte zu einem Erkenntniſſe über eine Klage wider 
das öſterreichiſch ungariſche gemeinſame Aerar auf Zahlung eines 
gegen die türkiſche Wegierung vor der Occupation erworbenen 
privatrechtlichen Anſpruches in competent. 

Mit der Klage de praes. 15. Juli 1882, Z. 49.424, belangte 
Salomon S., Kaufmann in Serajewo, das k. und k. öſterreichiſch— 
ungariſche gemeinſame Aerar durch die k. k. niederöſterreichiſche Finanz— 
procuratur bei dem k. k. Landesgerichte in Wien auf Zahlung des 
Betrages von 66.755 türkiſchen Piaſtern oder 6675 fl. 50 kr. ö. W. 

Wider dieſe Klage erhob die geklagte k. k. niederöſterreichiſche 
Finanzprocuratur noe. des k. und k. öſterreichiſch-ungariſchen gemeinſamen 
Aerars mittelſt Geſuches de praes. 20. November 1882, 3. 82.196, 
die Einwendung des nicht gehörigen Gerichtsſtandes und begründete dieſe 
Einwendung im Weſentlichen damit, daß 1. die Klagsforderung ſich auf 
einen mit dem türkiſchen Provincial-Adminiſtratiousrathe der Provinz 
Bosnien vor der Occupation dieſes Landes durch die k. k. öſterreichiſchen 
Truppen geſchloſſenen Vertrag über an das kaiſ. türkiſche Gendarmerie 
regiment der Provinz Bosnien angeblich gelieferte Lederſorten gründet, 
daß die aus dieſem Vertrage und der Anweiſung A der Klage (Decret 
des gemeinſamen Reichsfinanzminiſteriums, womit Kläger zur Geltend 
machung ſeiner Forderung an die türkiſche Regierung gewieſen wurde) 
abgeleiteten Rechte dem Kläger nur gegen das kaiſ. türkiſche Aerar als 
Compaciscenten zuſtehen, und daß dieſes Gericht nicht berufen ſei, über 
Verpflichtungen des kaiſ. türkiſchen Aerars zu entſcheiden; daß 2. der 
Klagsanſpruch, inſofern derſelbe gegen das auf der Außenſeite der Klage 
bezeichnete k. und k. öſterreichiſch-ungariſche gemeinſame Aerar gerichtet 
iſt und die Rechtsnachfolge dieſes letzteren behauptet, auf Art. XX des 
Berliner Vertrages dio. 13. Juli 1878, R. G. Bl. Nr. 43 vom 
Jahre 1879, und das hierin der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie 
ertheilte Mandat zur Beſetzung und Verwaltung der Provinzen Bosnien 
und Herzegowina geſtützt werde, daher nicht aus einem Titel des Privat 
rechtes, ſondern des öffeutlichen Rechtes hergeleitet werde, daß aber 
Fragen des Öffentlichen Rechtes ſich der Indicatur des öſterreichiſchen 
Richters entziehen ꝛc. 

Hierüber hat das k. k. Landesgericht in Wien mit Urtheil vom 
5. Juni 1885, 3. 37.225, erkannt: Die Einwendung des nicht gehörigen 
Gerichtsſtaudes habe ſtatt. — In den Gründen wurde hinſichtlich der 
von der k. k. Finanzprocuratur behaupteten Unzuſtäudigkeit dieſes Gerichtes 
zur Beurtheilung der beſtrittenen Rechtsnachfolge des öſterreichiſch-ungariſchen 
gemeinſamen Aerars in die von der beſtandenen kaiſ. türkiſchen Verwaltung 
eingegangenen privatrechtlichen Verpflichtungen Folgendes geſagt: Zur Be 
gründung dieſer Rechtsnachfolge beruft ſich Kläger ſelbſt zunächſt auf den 
Art. XXV des Berliner Vertrages und ſohin über die Einwendung der 
Gegenſeite, daß in dem gedachten Vertrage durchaus keine die vermögeusrecht 
lichen Beziehungen betreffenden Beſtimmungen enthalten ſind, auf die allge 
meinen Grundſätze des Völkerrechtes und gibt ſelbſt zu, daß gegen das 
geklagte gemeinſame Aerar der der Klagsforderung urſprünglich zu Grunde 
liegende Privatrechtstitel des Vertrages nicht geltend gemacht werden 
könne, indem dieſes mit dem Kläger den bezüglichen Vertrag eben nicht 
geſchloſſen habe. Hieraus geht hervor, daß der Auſpruch, welcher mittelſt 
der vorliegenden Klage gegen das öſterreichiſch-ungariſche gemeinſame 
Aerar geltend gemacht werden will, ſeiner Natur nach kein privatrechtlicher, 
ſondern ein aus Staatsverträgen unter Zuhilfenahme völkerrechtlicher 
Lehrmeinungen hergeleiteter Anſpruch iſt. Zur Entſcheidung hierüber 
aber mußte das k. k. Landesgericht ſich für incompetent erachten, indem 
die Frage, inwiefern die öſterreichiſch-ungariſche Monarchie für die unter 
der früheren türkiſchen Verwaltung der zwei fremden Provinzen Bosnien 
und Herzegowina entſtandenen Anſprüche aufzukommen hat, eine nach den 
Staatsverträgen zu löſende Frage des öffeutlichen internationalen Rechtes 
iſt, deren Entſcheidung nicht zum Wirkungskreiſe dieſes Gerichtes gehört, 
abgeſehen davon, daß dieſem Gerichte auch die Kenntniß der diesfälligen 
Staatsverträge, ſomit die nöthige Grundlage der Eutſcheidung mangelt, 
überdies aber laut des Decretes A bereits die Entſcheidung der betreffeuden 
Adminiſtrativbehörde vorliegt, deren Prüfung gleichfalls dieſem Gerichte 
nicht zuſteht. Der erhobenen Einwendung war daher im Punkte 2 
ſtattzugeben. 

Ueber Appellation des Klägers hat das k. k. Oberlandesgericht in 
Wien mit Urtheil vom 20. October 1885, 3. 13.520, das Urtheil 
der erſten Inſtauz aus deſſen Gründen und in der ferneren Erwägung 
beitätigt, daß die erſte Juſtanz mit ihrer Entſcheidung der Eutſcheidung 


in der Hauptſache nicht vorgegriffeu, ſondern nur im Grunde des 8 1 
J. N. ausgeſprochen hat, daß über den Anſpruch des Klägers an das 
k. k. Aerar ein Gericht nicht entſcheiden könne, weil Gerichte nur über 
Privatrechte und nicht über das öffentliche Recht entſcheiden können, einen 
privatrechtlichen Titel der Kläger nicht darthun konnte, und die That— 
ſache der von der öſterreichiſchen Regierung übernommenen Verwaltung 
der Provinzen Bosnien und Herzegowina auf rechtlichem Gebiete nur 
nach den Grundſätzen des öffentlichen Rechtes beurtheilt werden kaun, dieſe 
letzteren aber einer richterlichen Judicatur entzogen find. 

Der außerordentlichen Reviſionsbeſchwerde des Klägers hat der 
k. k. oberſte Gerichtshof mit Urtheil vom 12. Jänner 1886, 3. 15.116 
ex 1885, keine Folge zu geben befunden — dies aus folgenden Gründen: 

Nach dem gegenwärtigen Stande des Proceſſes iſt nur ein Anlaß 
zur Erörterung der Frage, ob der geltend gemachte Auſpruch privat- 
rechtlicher Natur ſei. Mit Unrecht wurde zur Bekämpfung der gerichtlichen 
Competenz der Verſuch gemacht, den vorliegenden Streit als einen ſolchen 
darzuſtellen, der das Verhältniß der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie 
zur Türkei zum Gegenſtande habe. Das gegenſeitige Verhältniß dieſer 
beiden Staaten käme nur daun in Frage, wenn es ſich um einen Anſpruch 
handeln würde, welchen einer dieſer beiden Staaten gegen den anderen 
wegen der Befriedigung der geltend gemachten Forderung des Klägers 
oder wegen der unberechtigten Verweigerung dieſer Befriedigung zu ſtellen 
hätte. Hier handelt es ſich aber um einen Auſpruch, welchen der Kläger 
gegen die öſterreichiſch-ungariſche Monarchie, beziehungsweiſe gegen deren 
Fiscus, der allein bei einem Civilgerichte als Proceßpartei belangt werden 
kann, erhoben hat. Daß die Weigerung einer Verwaltungsbehörde, die Berech- 
tigung einer Forderung anzuerkennen, für ſich allein keinen zureichenden 
Grund bilde, die Entſcheidung über einen beſtrittenen Anſpruch dem ordent- 
lichen Richter zu entziehen, bedarf wohl keiner weiteren Bemerkung. Ebenſo 
wenig kann in der Berufung auf Grundſätze des Völkerrechtes oder 
auf Staatsverträge ein die Competenz des Civilrichters ausſchließender 
Grnnd erblickt werden. Der Richter iſt eben bei der Prüfung der thatſächlichen 
und rechtlichen Vorausſetzungen eines privatrechtlichen Anſpruches in 
keiner Weiſe beſchränkt und die Annahme, daß der Civilrichter nur 
privatrechtliche Normen anzuwenden habe, entbehrt jeder geſetzlichen 
Begründung. Wenn es ſich daher um einen Fall der Rechtsnachfolge, 
wie in dem als Beiſpiel angeführten, durch den Vertrag vom 3. October 
1866, Art. VIII, R. G. Bl. Nr. 116, geregelten Verhältniſſe zu 
Italien handeln würde, dann wäre dieſe Rechtsnachfolge allerdings als 
eine Vorausſetzung der Geltendmachung des aus einem Lieferungsvertrage 
entſtandenen privatrechtlichen Auſpruches zu würdigen und der Civil: 
richter könnte ſich nicht der Aufgabe entziehen, den Eintritt und die 
Wirkung der behaupteten Rechtsnachfolge, welche nicht vermöchte, den 
Anſpruch auf die zugeſagte Bezahlung eines bedungenen Preiſes ſeines 
privatrechtlichen Charakters zu entkleiden, nach den kundgemachten, das 
ſtaatsrechtliche Verhältniß eines neuen Landestheiles regelnden Normen, 
beziehungsweiſe nach den Grundſätzen des Völkerrechtes zu beurtheilen. 
Ein ſolcher Fall liegt aber hier nicht vor. Der Kläger glaubt zwar 
allerdings von einer Rechtsnachfolge ſprechen und die auf eine ſolche 
anwendbaren Grundſätze des Völkerrechtes anrufen zu können. Allein die 
Auffaſſung des Klägers kann in dieſer Beziehung um ſo weniger als 
maßgebend angeſehen werden, als er ja die Grundlagen feiner Auffaſſung 
angibt und als ſolche die Occupation der Balkanländer und den dieſelbe 
ſauctionirenden Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878, R. G. Bl. Nr. 43 
vom Jahre 1879, bezeichnet. Aus Art. XXV dieſes Vertrages, welcher 
für die Beurtheilung des Verhältniſſes der öſterreichiſch-ungariſchen 
Monarchie maßgebend iſt, geht aber unzweifelhaſt hervor, daß die 
türkiſchen Provinzen Bosnien und Herzegowina keineswegs zu einem 
Landestheile der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie geworden find und 
daß die Monarchie zu jenen Provinzen nur im Verhältniſſe eines 
Verwalters ſteht. Die Verhältniſſe eines Rechtsnachfolgers und eines 
Verwalters ſind aber ſo verſchieden, daß ſie mit einander nicht verwechſelt 
werden können. Jeder Anlaß zu einer ſolchen Verwechslung ſcheint übrigens 
durch das Geſetz vom 22. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 18, aus⸗ 
geſchloſſen, welches zweifellos erkennen läßt, daß die öſterreichiſch-ungariſche 
Monarchie und die von derſelben verwalteten türkiſchen Provinzen zwei 
verſchiedene Rechtsſubjecte find. Die vermögensrechtliche Selbſtſtändigkeit 
dieſer Balkanländer kann gewiß auch dadurch nicht als aufgehoben augeſehen 
werden, daß die Möglichkeit einer finanziellen Unterſtützung der Landes⸗ 
verwaltung durch die öſterreichiſch-ungariſche Monarchie eröffnet worden 
iſt. Indem nun der Kläger von der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie 
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mit Berufung auf ihr Verhältniß als Verwalterin Bosnieus begehrt, 


daß ſie aus ihrem Vermögen eine Schuld berichtige, welche nach ſeiner 


Anſicht das verwaltete Laud betrifft, ſo ſtützt er ſeinen Anſpruch auf 
eine Grundlage, welche außerhalb des von ihm mit der türkiſchen Regierung 
geſchloſſenen Lieſerungsvertrages liegt. Die Verſchiedenheit dieſer rechtlichen 
Grundlagen wird augenscheinlich, wenn der Vergleich mit einem privat⸗ 
rechtlichen Verwaltuugsverhältniſſe angeſtellt wird. Es kann hier nicht 
unterſucht werden, ob und inwiefern der ein drittes Land verwaltende 
Staat verpflichtet ſei, aus ſeinen eigenen Mitteln für die Schulden des 
verwalteten Landes, beziehungsweiſe für die von dem Staate, dem das 
verwaltete Land gehört, in früherer Zeit eingegangenen Verpflichtun⸗ 
gen aufzukommen. Gewiß iſt es aber, daß ein derartiges Verwaltungs⸗ 
verhältii und die aus dentelben entſpringenden Verpflichtungen des ver⸗ 
waltenden Staates nicht nach privatrechtlichen Normen beurtheilt werden 
können. Der Kläger erſcheint demnach nicht als berechtigt, die Anwendung 
des Hofdecretes von 15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, für 
ſich anzurufen. 


Titeratur. 
Katechismus des öſterreichiſchen Sachenrechts (Beſitz, Eigen- 


thum, Dienſtbarkeit, Pfandrecht) und Grundbuchrechts. Wien 1886. 


Manz. 

8 heutzutage graſſirenden Mode — wir möchten ſie lieber als Unart 
bezeichnen — ganze Wiſſenſchaftszweige in Form ſog. Katechismen dem P. P. 
Publicum ſpielend beizubringen (ſiehe diejenigen des Verlags J. J. Weber in 
Leipzig), ſind wir gründlich abhold. Die gediegene Wiſſensmünze wird darin zur 
leichten, bald abgegriffenen Scheidemünze ausgeprägt, welche nur das ohnehin 
überhandnehmende flache Halbwiſſen fördert und die Zahl der „Alleswiſſer“ zum 
offenbaren Abbruch echter wiſſenſchaftlicher Bildung nutzlos mehrt. Mit den 
Rechtskenntniſſen verhält es ſich jedoch bedeutend anders, — die ſollen allerdings 


Gemeingut der Bevölkerung ſein, ſind es aber beiweitem nicht in jenem Maße, 


wie es ſchon des banalen Axioms wegen, wonach ſich mit der Unkenntniß 
gehörig kundgemachter Geſetze kein Staatsbürger entſchuldigen kann, ungemein 
erwünſcht wären. Wenn tüchtige Rechtsmänner dieſe Kenntniſſe ber Bevölkerung 
in faßlicher Form vermitteln, erwerben fie ſich kein geringes Verdienſt um ſie, 
zumal die Aufgabe keineswegs ſo leicht iſt, wie ſie ausfieht, wenn ſie gründlich 
gelöst werden will. Der Verfaſſer des obangekündigten Leitfadens hat bereits in 
den vorangegangenen Katechismen: a) des öſterreichiſchen Ehe-, Familien-, Vor⸗ 
mundſchafts⸗ und Curatelrechtes, dann b) des öſterreichiſchen Erb- und Nachlaß⸗ 
abhandlungsrechtes — hinreichende Proben feiner diesfälligen Befähigung dar- 
gelegt, — und wir dürfen den nunmehr publicirten dritten Katechismus, welcher 
auf eine hochwichtige Partie des allgemeinen bürgerlichen Rechtes ein für das all- 
gemeine Verſtändniß genügendes Licht wirft, mit derſelben Befriedigung empfehlen, 
mit welcher wir dem angekündigten vierten über das Vertragsrecht in An⸗ 
hoffung der gleichen Zweckdienlichkeit entgegenſehen. 


Bekauntmachung. 


Der achtzehnte deutſche Juriſtentag findet am 9., 10. und 
11. September d. J. zu Wies baden ſtatt. Begrüßungsabend am 8. September 
d. J. in den oberen Räumen der Geſellſchaft „Caſino“, Friedrichſtraße Nr. 22. 
Vorſitzender des Localcomites zu Wiesbaden: Landgerichtspräſident Hopmann. 
Stellvertreter: Landesdirector Sartorius. Schatzmeiſter: Rechtsanwalt Scholz. 
Schriftführer: Amtsrichter de Niem. Geſuche um Vermittlung für Wohnungs⸗ 
unterkommen ſind an den Landgerichtsrath Wißmann, Anträge auf Aufnahme 
neuer Mitglieder an den Rechtsanwalt Dr. Alberti zu Wiesbaden zu richten. 

Vorläufige Tagesordnung. 

I. Erſte Plenarſitzung: Donnerstag den 9. September 1886, 
9 Uhr. 1. Wahl des Vorſitzenden und ſeiner Stellvertreter. 2. Vertheilung der 
Berathungsgegenſtände an die Abtheilungen. 3. Bericht des Schriftführers geh. 
Juſtizrathes von Wilmowski zu Berlin über die Rechtsentwicklung in Deutſch⸗ 
land ſeit der letzten Juriſtentagsverſammlung. 4. Geſchäftliche Mittheilungen. 

II. Sitzungen der Abtheilungen. Berathungsgegenſtände: 

I. Soll in das deutſche bürgerliche Geſetzbuch die Entſchädigung für 
Wildſchaden aufgenommen werden? Gutachten: 1. Des Amtsrichters Francke zu 
Berlin. Verh. des 18. Juriſtentages S. 161; 2. des königl. Advocaten Mörſchell 
zu Würzburg. Verh. des 18. Juriſtentages S. 313. Referenten: Prof. Dr. 
Enneccerius zu Marburg und Prof. Dr. Mayer zu Straßburg i. E. 

i 2. Wie weit ſoll der Arbeitsgeber für außercontractliches Verſchulden 
ſeiner Arbeiter haften? Gutachten 1. Des Reichsgerichtsrathes Dr. Dreyer zu 
Leipzig. Verh. des 17. Juriſtentages Bd. I, S. 46; 2. des Prof. Dr. Mayer 
zu Straßburg i. E., daſelbſt Bd. I, S. 125; 3. des Prof. Dr. Leonhard zu 
Halle a. S. daſelbſt Bd. I, 337; vergl. Bd. II, S. 80—137; 4. des 
Reichsgerichtsrathes Peterſen zu Leipzig. Gutachten des 18. Juriſtentages 
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S. 275. Referenten: Reichsgerichtsrath Peterſen zu Leipzig und Oberlandes⸗ 
gerichtsrath Heinsheimer zu Karlsruhe. j 

3. Ju welchen Colliſionsfällen des internationalen Privatrechtes ift das 
Recht des Wohnortes durch das vermöge der Staatsbürgerſchaft eintretende Recht 
zu erſetzen? Gutachten: 1. Des Reichsgerichtsrathes a. D. Dr. O. Bähr zu 
Kaſſel. Verh. des 18. Juriſtentages S. 82; 2. des Prof. Dr. Bar zu Göttingen 
daſelbſt S. 95. Referenten: Geh. Juſtizrath Dorn zu Leipzig und Hof- und 
Gerichtsadvocat Dr. Jaques zu Wien. 

4. Finden die Beſchränkungen der deutſchen Civilproceßordnung für die 
Zwangsvollſtreckung ($ 715) nach rheiniſchem Rechte Anwendung auf das Recht 
des Vermiethers an Sachen des Miethers? Gutachten des Rechtsanwaltes Dr. 
Gorius zu Köln. Verh. des 18. Juriſtentages S. 118. Referent: Reichsgerichts⸗ 
rath Peterſen zu Leipzig. 

5. Iſt geſetzlich mit Strafe und eventuell mit dem Verluſte der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte zu bedrohen: 1. Wer öffentlich in Bekanntmachungen wiſſent⸗ 
lich falſche Thatſachen vorſpiegelt oder wahre Thatſachen entſtellt, um zur 
Betheiligung an einem Anlehen zu beſtimmen; 2. wer in betrügeriſcher Ab⸗ 
ſicht auf Täuſchung berechnete Mittel anwendet, um auf den Curs von Effecten 
oder den Marktpreis von Waaren einzuwirken; 3. wer für Perſonen oder mit 
Perſonen, welche öffentlich oder von Privaten angeſtellt ſind, in Kenntniß dieſer 
ihrer Eigenſchaft ohne Vorwiſſen ihrer Vorgeſetzten oder Principale Zeitgeſchäfte 
abſchließt; 4. wer unter wiſſentlicher Benützung des Leichtſinnes oder der Un⸗ 
erfahrenheit eines Anderen für denſelben oder mit demſelben Zeitkaufgeſchäfte 
abſchließt. Gutachten: 1. Des Dr. Fel. Hecht zu Mannheim. Verh. des 18. Juriſten⸗ 
tages S. 104; 2. vergl. Verh. des 17. Juriſtentages Bd. II, S. 173 199. 
Referenten: Rechtsanwalt Dr. Heinſen zu Hamburg und Rechtsanwalt Dr. 
Rießer zu Frankfurt a. M 

6. Sind im deutſchen bürgerlichen Geſetzbuche Grundſätze über den Conto⸗ 

correntverkehr aufzuſtellen? Gutachten des Rechtsanwaltes Dr. Rießer zu Frank⸗ 
furt a. M. Verh. des 18. Juriſtentages S. 3. Referent: Juſtizrath Makower 
n Berlin. 
d 7. Empfiehlt es fich, die Vorſchrift des allgemeinen Handelsgeſetzbuches, 
daß die Handelsmäkler keine Handelsgeſchäfte auf eigene Rechnung machen ſollen, 
zu beſeitigen oder abzuändern, und welche Vorſichtsmaßregeln find eventuell zu 
beſtimmen, um die Stellung der Handelsmäkler zu wahren? Gutachten des Prof. 
Dr. Grünhut zu Wien. Verh. des 17. Juriſtentages S. 35. Referent: Kreis⸗ 
gerichtsdirector a. D. Beiſert zu Berlin. „ 

8. Iſt eine Beſchränkung der Haftung der Mitglieder eingetragener 
Genoſſenſchaften zu empfehlen? Gutachten des Prof. Dr. Coſak zu Berlin. Verh. 
des 18. Juriſtentages S. 19. Referent: Prof. Dr. Gierke zu Breslau. 

9. Haben ſich die Vorſchriften des deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, 
Titel 4 und 6, bezüglich der Zuziehung von Laien in Strafſachen in der Praxis 
bewährt, oder erſcheinen geſetzliche Aenderungen rathſam und nach welchen 
Richtungen hin? Gutachten: 1. Des erſten Staatsanwaltes Elben zu Tübingen. 
Verh. des 18. Juriſteutages S. 137; 2. des Landgerichtsdirectors Dr. Ols⸗ 
hauſen zu Schneidemühl, daſelbſt S. 254. Referenten: Geh. Oberjuſtizrath Land⸗ 
gerichtspräſident Bardeleben zu Berlin und Oberamtsrichter Süpfle zu Heidelberg. 

10. Empfiehlt ſich nach den bisherigen Erfahrungen eine Aenderung der 
Beſtimmungen über das Beurlaubungsſyſtem im Strafvollzuge? Gutachten: 
1. Des geh. Juſtizrathes Director Wirth zu Plötzenſee bei Berlin. Verh. des 
18. Juriſtentages S. 40; 2. des geh. Regierungsrathes Directors d'Alinge zu 
Zwickau, daſelbſt S. 52; 3. des königl württembergiſchen Strafanſtaltsdirectors 
Sichart zu Ludwigsburg, daſelbſt S. 60. Referenten: Oberlandesgerichts-Senats⸗ 
präſident v. Köſtlin zu Stuttgart und Staatsanwalt Werner zu Celle. 

III. Zweite Plenarfitzung am 11. September Vormittags. Die Tages⸗ 
ordnung für die zweite Plenarſitzung wird in Wiesbaden beſonders befannt- 
gemacht werden. 

Berlin, den 5. Juli 1886. 

Das Schriftführeramt des deutſchen Juriſtentages: 


v. Wilmowski, geh. Juſtizrath. 


Geſetze und Berordnungen. 


1885. II. Semeſter. 
Landesgeſetzblatt für das Königreich Böhmen. 

XXVII. Stück. Ausgeg. am 4. Jänner 1886. — Nr. 55. Kundmachung 
des k. k. Statthalters für Böhmen vom 10. December 1885, 8. 94.394, 
betreffend die Weiterbemauthung der im Gemeindegebiete von Hohenelbe gelegenen 
Theilſtrecke der von Hohenelbe nach Rovnaöov führenden Straße. — Nr. 56. 
Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 10. December 1885, 
Z. 94.395, betreffend die Weiterbemauthung der im Zuge der Bahnhofzufahrt⸗ 
ſtraße befindlichen eiſernen Gemeindebrücke in Rakonitz. 

XXVIII. Stück. Ausgeg. am 14. Jänner 1886. Nr. 57. Geſetz vom 
15. December 1885, womit die Regulirung der Grenze zwiſchen der Gemeinde 
der königlichen Hauptſtadt Prag und der Gemeinde der Stadt Smichow nächſt 
dem Oujezder Thore bewilligt wird. Nr. 58. Geſetz vom 25. December 1885, 
womit die Gemeinde Karolinenthal zur Einhebung einer Miethzinsumlage behufs 
Deckung der Waſſerbeſchaffungskoſten und behufs Amortifirung der Anleihe per 
1,000.000 fl. ermächtigt wird. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Statthalter in Mähren Dr. Friedrich Grafen 
Schönborn das Großkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit der Leitung der Wiener Polizei-Direction 
betrauten Hofrath Franz Freiherrn von Krauß zum Präſidenten der Wiener 
Polizei⸗Direction ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe und Stellvertreter des Präſidenten 
der Wiener Polizei⸗Direction Anton Ritter Weiß von Weißenſtamm das 
Komthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director der niederöſterreichiſchen Landes⸗ 
Hauptcaſſe, kaiſerlichen Rathe Moriz Schwabe taxfrei den Titel und Charakter 
eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsſecretär der ſchleſiſchen Landes- 
regierung Guſtav Derlik das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtcontrolor Franz Tragſeil anläßlich 
deſſen Penſtonirung den Titel und Charakter eines Ober⸗Poſtverwalters verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Regierungsſecretär Philipp Eder zum Bezirkshauptmanne und den Bezirks⸗ 
commiſſär Albert Grafen Wolken ſtein-Rodenegg zum Regierungsſecretär in 
Kärnten ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Regierungsſecretär Peter Jözefowicz zum Bezirkshauptmanne und die Bezirks⸗ 
commiſſäre Ludwig Gaſpary und Demeter Magior zu Regierungsſecretären 
in der Bukowina ernannt. 


Erledigungen. 

Ingenieur⸗Prakticantenſtellen mit 500 fl. Adjutum beim oberöſterreichiſchen 
Landesausſchuſſe, bis Mitte Auguſt. (Amtsbl. Nr. 159.) 

Bezirks⸗Arztensſtelle mit den Bezügen der zehnten Rangsclaſſe im Ver⸗ 
Nie ee der niederöſterreichiſchen Statthalterei, bis 25. Auguſt. (Amtsbl. 

r. 161.) 

Mehrere Poſtafſiſtentenſtellen in der eilften Rangsclaſſe im Bereiche der 
Poſt⸗Direction für Niederöſterreich, binnen vier Wochen. (Amtsbl. Nr. 161) 

Liquidatorsſtelle mit 1600 fl. Gehalt und 500 fl. Quartiergeld beim 
k. k. Wiener Verſatzamte. (Amtsbl. Nr. 162.) 


der Manz’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Erkenntnisse 


des 


Verwaltungsgerichtshofes. 
Zusammengestellt auf dessen Veranlassung 
von 


Dr. Adam Freiherrn von Budwinski, 
Rath des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Band I. (2. Aufl.) Die Erkenntnisse d. J. 1876— 17 enthaltend. . . fl. 4.— geb. fl. 4.60 
» II. n * ” „ 1818 n ey 1 „ 4.60 
” III. „ „ ” nn 1879 » ” 4. — n 4.60 
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„ VIII. 1 „ „ 1884 9 * a 460 

IX. 5 1 1 Te Be 
Der laufende Band X — Jahrgang 1886 — der 
Erkenntnisse 
des 


k. k. Verwaltungsgerichtshofes 


gelangt auch, wie bisher üblich, in einzelnen Bogen zur bequemen Benützung 
für die interessirenden Kreise sofort nach Ausgabe zur Versendung und nimmt 
der obige Verlag, sowie alle Buchhandlungen darauf Bestellungen entgegen. 
Abonnements-Preise: 
. fl. 1.— 30 Bogen 
| An 
50 Bogen . n 
General-Index zur amtlichen Ausgabe der Erkenntnisse des k. k. ver- 
waltungsgerichishofes. Band I bis . fl. 1.60 
Verwaltungsgerichtshof- Erkenntnisse nach $ 6 des Ges. v. 22. Okto- 
ber 1875, R. G. BI. Nr. 36 ex 1876, geschöpft ohne 
vorausgegangene mündliche Verhandlung. Zusammengestellt von 

Dr. Adam Freih. von Budwinski, 


10 Bogen 
20 „ 


nn. 
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1 CCC ² A 
wm» a: a u m 


DEE“ Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 10 der Erkenntniſſe 1886. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


